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die eingehenden Einzahlungen und die zu
leistenden Auszahlungen und notwendi-
gen Verpflichtungsermächtigungen für
das Haushaltsjahr 2003 enthält, wird fest-
gesetzt

im Gesamtergebnisplan mit

dem Gesamtbetrag der Erträge von
4.280.070 €

dem Gesamtbetrag der Aufwendungen
von 16.509.326 €

im Gesamtfinanzplan mit

den Einzahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit von 4.286.180 €

den Auszahlungen aus laufender
Verwaltungstätigkeit von 13.280.035 €

den Einzahlungen aus Investitionstätigkeit
von 19.430 €

den Auszahlungen aus Investitionstätigkeit
von 768.580 €

den Einzahlungen aus Finanzierungstätig-
keit von 0 €

den Auszahlungen aus Finanzierungstätig-
keit von 0 €.

Die Einnahmen und Ausgaben des doppi-
schen Teils des Haushaltsplanes sind in
den ausgewiesenen Summen des § 1
Abs. 2 dieser Haushaltssatzung enthalten.

§ 2

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren
Aufnahme im Haushaltsjahr 2003 zur
Finanzierung von Ausgaben im Vermö-
genshaushalt für Investitionen und Inves-
titionsförderungsmaßnahmen und im dop-
pischen Finanzplan für Investitionsaus-
zahlungen erforderlich ist, wird auf

72.621.080 € (ohne Umschuldungen)

festgesetzt.

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungser-
mächtigungen, der zur Leistung von
Investitionsausgaben und Ausgaben für
Investitionsförderungsmaßnahmen in
künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf

37.664.690 €

festgesetzt.

Öffentliche Bekanntmachungen

Haushaltssatzung der Stadt
Münster für das Haushaltsjahr
2003

Aufgrund der §§ 77 ff. der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in
der Fassung der Bekanntmachung vom
14. 7. 1994 (GV. NRW. S. 666) zuletzt
geändert durch Gesetz vom 30. 4. 2002
(GV. NRW. S. 160) und aufgrund des Er-
lasses des Innenministeriums NW vom
30. 7. 2001 über die Zulassung von Aus-
nahmen auf der Grundlage der Dokumen-
tation des Konzeptes für einen doppischen
Kommunalhaushalt im Neuen Kommuna-
len Finanzmanagement (Modellprojekt
Doppik) gem. § 126 Gemeindeordnung
NW hat der Rat der Stadt Münster mit
Beschluss vom  9. April 2003 folgende
Haushaltssatzung erlassen:

§ 1

(1) Der Haushaltsplan für das Haushalts-
jahr 2003 wird in einen kameralen Teil
(Verwaltungshaushalt und Vermögens-
haushalt) und wegen der Erprobung eines
doppischen Kommunalhaushalts in einen
doppischen Teil (Ergebnis- und Finanz-
plan) gegliedert.

(2) Der kamerale Teil des Haushaltsplanes
für das Haushaltsjahr 2003, der die für
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde
voraussichtlich eingehenden Einnahmen,
zu leistenden Ausgaben und notwendigen
Verpflichtungsermächtigungen enthält,
wird 

im Verwaltungshaushalt

in der Einnahme auf 618.002.920 €
in der Ausgabe auf 618.002.920 €

im Vermögenshaushalt

in der Einnahme auf 180.044.830 €
in der Ausgabe auf 180.044.830 €

festgesetzt.

(3) Der doppische Teil des Haushaltspla-
nes, der die für die Erfüllung der Aufga-
ben der Gemeinde voraussichtlich anfal-
lenden Erträge und Aufwendungen sowie
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§ 4

Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die
im Haushaltsjahr zur rechtzeitigen Leistung
von Ausgaben bzw. Auszahlungen in An-
spruch genommen werden dürfen, wird auf

75.000.000 €

festgesetzt.

§ 5

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern
für das Haushaltsjahr 2003 werden für die 

1. Grundsteuer

1.1. für die land- und forstwirtschaftlichen
Betriebe
(Grundsteuer A) auf 210 v. H.

1.2 für die Grundstücke
(Grundsteuer B) auf 420 v. H.

2. Gewerbesteuer nach 
Gewerbeertrag auf 440 v. H.

festgesetzt.

§ 6

(1) Die im Stellenplan ausgewiesenen
Stellenvermerke "künftig wegfallend" (kw)
oder "künftig umzuwandeln" (ku) haben
nachstehende Rechtsfolgen:

1. kw-Vermerk

1.1 Ist ein an einer Planstelle angebrach-
ter kw-Vermerk mit einem Termin ver-
sehen, entfällt die Stelle zu dem an-
gegebenen Zeitpunkt.

1.2 Ist ein Termin nicht angegeben, ent-
fällt die Stelle mit der Erledigung der
Aufgabe oder mit dem Ausscheiden
des Stelleninhabers.

2. ku-Vermerk

2.1 Ist eine Planstelle mit einem ku-Ver-
merk unter Angabe des künftigen
Stellenwertes versehen, ändert sich
die Bewertung mit dem Zeitpunkt 
des Freiwerdens der Stelle auf die-
sen Stellenwert.

2.2 Fehlt bei einer mit einem ku-Vermerk
versehenen Stelle die Angabe des
künftigen Stellenwertes, ist der
Stellenwert nach Freiwerden der
Stelle neu festzusetzen.

(2) Ist im Stellenplan bei einer Besol-
dungsgruppe ein ku-Vermerk gem. § 9
Abs. 1 der Verordnung zur Festsetzung
besonderer Stellenobergrenzen in den
Gemeinden und Gemeindeverbänden
(Stellenobergrenzenverordnung - StOV-
Gem. -) vom 8. 12. 1976 angebracht, ist
jede dritte freiwerdende Stelle dieser Be-
soldungsgruppe in eine Stelle der nächst-
niedrigeren Besoldungsgruppe oder in ei-
ne Angestelltenstelle umzuwandeln oder
einzusparen.

(3) Beamten, denen ein Amt mit höherem
Endgrundgehalt verliehen wird, können
mit Rückwirkung von höchstens drei Mo-
naten in die höheren Planstellen einge-
wiesen werden, soweit sie während die-
ser Zeit die Obliegenheiten des verliehe-
nen oder eines gleichartigen Amtes tat-
sächlich wahrgenommen haben und die
Planstellen, in die sie eingewiesen wer-
den, besetzbar waren (§ 3 Abs. 1 Satz 2
LBesG  NW).

§ 7

(1) Über die Aufhebung der im Haus-
haltsplan angebrachten Sperrvermerke
entscheidet der Haupt- und Finanzaus-
schuß nach Vorberatung in den betroffe-
nen Bezirksvertretungen und Fachaus-
schüssen.

§ 8

(1) Deckungsfähigkeit gem. § 18
GemHVO (Regeln für den kameralen
Haushaltsteil) 

Im Verwaltungshaushalt werden die ver-
anschlagten Ausgabe-Haushaltsstellen 
innerhalb eines Amtsbudgets (Bedarfs-
amt)

- soweit sie nicht ausdrücklich ausge-
nommen sind

- mit Ausnahme der Haushaltsstellen,
die mit einem unechten Deckungsver-
merk versehen sind (Zweckbindung
durch Einnahmen)

- mit Ausnahme der in Buchungsplänen
zentral bewirtschafteten Haushalts-
stellen, die in sich eigene Deckungs-
ringe bilden:

-  Personalausgaben

-  Unterhaltung der Grundstücke und
baulichen Anlagen

-  Unterhaltung der Grünanlagen

-  Reinigung

-  Mieten, Steuern und Gebühren

-  Versicherungsbeiträge

-  Heizung

-  Strom, Gas und Wasser

für gegenseitig deckungsfähig erklärt.

Darüber hinaus werden alle in Buchungs-
plänen zusammengefassten Ausgaben für
den jeweiligen Aufgabenbereich horizon-
tal (d.h. innerhalb der Unterabschnitte der
Ämter) für gegenseitig deckungsfähig
erklärt.

Ferner bilden die durch die Haushalts-
planvermerke 90 - 98 gekennzeichneten
Ansätze für einzelne Aufgabenbereiche
Deckungsringe. Die Ansätze innerhalb ei-
nes Deckungsringes werden für gegen-
seitig deckungsfähig erklärt.

Im Vermögenshaushalt werden alle ver-
anschlagten Ausgabe-Haushaltsstellen in-
nerhalb eines Bedarfsamtes, soweit sie
nicht ausdrücklich ausgenommen sind,
für gegenseitig deckungsfähig erklärt.

(2) Übertragbarkeit gem. § 19 Abs. 2
GemHVO (Regeln für den kameralen
Haushaltsteil)

Im Verwaltungshaushalt sind nur die
veranschlagten Ausgabeansätze, die ei-
nen entsprechenden Übertragbarkeitsver-
merk tragen, in das nächste Haushalts-
jahr übertragbar, sofern der Haushalts-
ausgleich nicht gefährdet ist.

a) Übertragbarkeitsvermerk 
(Schlüssel 2)

Die nicht verbrauchten Haushaltsan-
sätze können auf Antrag und Ent-
scheidung der Kämmerin übertragen
werden.

b) Übertragbarkeitsvermerk 
(Schlüssel 5)

Von diesen im Bereich der sächlichen
Verwaltungs- und Betriebsausgaben
nicht verbrauchten Haushaltsansätzen
sind 

- 50 % - wenn sie den Betrag von
50,-- € übersteigen - in einem auto-
matisierten Verfahren direkt in das
nächste Haushaltsjahr zu übertragen.

- Darüber hinaus entscheidet die
Kämmererin in besonders begrün-
deten Einzelfällen über die Übertra-
gung weiterer Mittel.

(3) Flexible Haushaltsführung (Regeln
für den doppischen Haushaltseil)

3.1 Alle Personalaufwendungen werden
für gegenseitig deckungsfähig erklärt.

3.2 Alle weiteren Aufwendungen werden
jeweils innerhalb einer Produktgruppe
für gegenseitig deckungsfähig erklärt.
Innerhalb der einzelnen Produktgrup-
pen berechtigen Mehrerträge zu Mehr-
aufwendungen. Davon ausgeschlos-
sen sind Erträge und Aufwendungen,
die mit einem unechten Deckungsver-
merk versehen sind (zweckgebunde-
ne Erträge und Aufwendungen). In
diesen Fällen werden lediglich die
zweckgebundenen Aufwendungen für
deckungsberechtigt gegenüber den
weiteren Aufwendungen erklärt.

3.3 Alle nicht ergebniswirksamen Perso-
nalauszahlungen werden für gegen-
seitig deckungsfähig erklärt.

3.4 Innerhalb der einzelnen Produktgrup-
pen berechtigen nicht ergebniswirk-
same Mehreinzahlungen aus laufen-
der Verwaltungstätigkeit zu nicht er-
gebniswirksamen Mehrauszahlungen
aus laufender Verwaltungstätigkeit.
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Ausgenommen von dieser Regelung
sind die Personalauszahlungen.

3.5 Innerhalb der einzelnen Produktgrup-
pen werden alle Aufwendungen (außer
Personalaufwendungen und Aufwen-
dungen mit einem unechten Deckungs-
vermerk) für einseitig deckungsfähig
zu Gunsten nicht ergebniswirksamer
Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit erklärt.

3.6 Alle Personalauszahlungen werden für
deckungsberechtigt gegenüber allen
Personalaufwendungen erklärt.

3.7 Alle investiven Auszahlungen werden
jeweils innerhalb einer Produktgruppe
für gegenseitig deckungsfähig erklärt.
Davon ausgeschlossen sind Auszah-
lungen, die mit einem unechten
Deckungsvermerk versehen sind
(Zweckbindung durch Einzahlungen).
In diesen Fällen werden lediglich die
zweckgebundenen Auszahlungen für
deckungsberechtigt gegenüber den
weiteren investiven Auszahlungen er-
klärt.

(4)  Übertragbarkeit (Regel für den
doppischen Haushaltsteil)

Aufwendungen und Auszahlungen sind
nur übertragbar, soweit Aufwands- bzw.
Auszahlungsermächtigungen rechtlich 
gebunden sind. Die Übertragung erfolgt
automatisiert.

§ 9

Werden Zweckzuweisungen von Bund,
Land oder anderen Gebietskörperschaften
gegenüber den in den Haushaltsplan bzw.
in den Finanzplan und in das Investitions-
programm der Stadt Münster eingestell-
ten Ansätze verringert bzw. gestrichen, so
reduziert sich in gleichem Umfang die für
den Zuwendungszweck bestehende Aus-
gabeermächtigung. Ausnahmen bedürfen
eines Ratsbeschlusses.

Bekanntmachung der Haushalts-
satzung

Die vorstehende Haushaltssatzung für
das Haushaltsjahr 2003 wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht. Nach § 79
Abs. 5 GO NW darf die Haushaltssatzung
frühestens einen Monat nach der Anzeige
bei der Aufsichtsbehörde bekannt ge-
macht werden. Die vom Rat beschlosse-
ne Haushaltssatzung mit ihren Anlagen
wurde der Bezirksregierung mit Schreiben
vom 10. 4. 2003 sowie den Nachträgen
vom 17. 4. und 28. 4. 2003 angezeigt.

Die Frist nach § 79 Abs. 5 GO NW endet
mit Verfügung der Bezirksregierung vom
19. Mai 2003.

Der Haushaltsplan und seine Anlagen lie-
gen zur Einsichtnahme in der Zeit vom 

26. 5. bis einschl.  4. 6. 2003 beim Amt
für Finanzen und Beteiligungen,  Prinzi-
palmarkt 5, Zimmer 324, während der
Dienststunden öffentlich aus.

Auf die Rechtsfolgen des § 7 Abs. 6 Satz
1 der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen wird hingewiesen.
Diese Bestimmung lautet wie folgt:

"Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungspläne
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Ver-
kündigung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtli-
che Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß
öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt."

Münster, den 19. Mai 2003

Der Oberbürgermeister
Dr. Tillmann

Beschluss über den Beginn der
vorbereitenden Untersuchungen
für die Wohnsiedlung "Osthues-
heide" und die unmittelbar an-
grenzenden Bereiche (Albersloher
Weg / Bachstrasse / Theodor-
Heuss-Straße / Hiltruper Strasse) 

Der Rat der Stadt Münster hat am 9. 4.
2003 folgenden Beschluss gefaßt:

Die Verwaltung wird beauftragt, für die
Wohnsiedlung "Osthuesheide" und die
unmittelbar angrenzenden Bereiche (Al-
bersloher Weg / Bachstrasse / Theodor-
Heuss-Straße / Hiltruper Strasse) vorbe-
reitende Untersuchungen gemäß § 141
Baugesetzbuch (BauGB) durchzuführen.

Innerhalb des Untersuchungsgebietes 
liegen folgende Grundstücke:

Gemarkung Angelmodde

Flur 3
Flurstücke 194, 414, 539, 880, 882 - 889,
892, 894 - 896, 1328, 1331 - 1337, 1409,
1410, 1415, 1523, 1525, 1663, 1744,
1787, 1788, 1795, 1796, 1798, 1855,
1856, 1863, 1864, 1866, 1904 - 1907,
1949, 1950
Teile der Flurstücke 1653, 1691, 1942

Der vorstehende Beschluss des Rates
der Stadt Münster wird hiermit bekannt-
gemacht.

Die Abgrenzung des Bereiches der vorbe-
reitenden Untersuchungen ist aus dem
abgedruckten Übersichtsplan Nr. 1 er-
sichtlich.

Übersichtsplan Nr. 1   M. 1 : 5.000
Abgrenzung des Bereiches der vorbereitenden Untersuchungen für die Wohnsiedlung
„Osthuesheide“
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Auf die Rechtsfolgen der nachstehenden
Bestimmungen des Baugesetzbuches
wird hingewiesen.

(1) Der Beschluss über die vorbereitenden
Untersuchungen leitet eine städtebau-
liche Sanierungsmaßnahme ein. Der
Beschluss ist nicht gleichbedeutend
mit der förmlichen Festlegung eines
Sanierungsgebietes durch eine
Sanierungssatzung (§ 142 BauGB)

(2) Eigentümer, Mieter, Pächter und son-
stige zum Besitz oder zur Nutzung ei-
nes Grundstücks, Gebäudes oder Ge-
bäudeteils Berechtigte sowie ihre Be-
auftragten sind verpflichtet, der Ge-
meinde oder ihren Beauftragten Aus-
kunft über die Tatsachen zu erteilen,
deren Kenntnis zur Beurteilung der
Sanierungsbedürftigkeit eines Gebie-
tes oder zur Vorbereitung oder Durch-
führung der Sanierung erforderlich ist.
An personenbezogenen Daten können
insbesondere Angaben der Betroffe-
nen über ihre persönlichen Lebensum-
stände im wirtschaftlichen und sozia-
len Bereich, namentlich über die Be-
rufs-, Erwerbs- und Familienverhält-
nisse, das Lebensalter, die Wohnbe-
dürfnisse, die sozialen Verflechtungen
sowie über die örtlichen Bindungen,
erhoben werden.

Die erhobenen personenbezogenen
Daten dürfen nur zu Zwecken der Sa-
nierung verwendet werden. Wurden
die Daten von einem Beauftragten der
Gemeinde erhoben, dürfen sie nur an
die Gemeinde weitergegeben werden;
die Gemeinde darf die Daten an ande-
re Beauftragte sowie an die höhere
Verwaltungsbehörde weitergeben, so-
weit dies zu Zwecken der Sanierung
erforderlich ist. Nach Aufhebung der
förmlichen Festlegung des Sanierungs-
gebiets sind die Daten zu löschen.
Soweit die erhobenen Daten für die
Besteuerung erforderlich sind, dürfen
sie an die Finanzbehörde weitergege-
ben werden.  

(3) Auf die Durchführung eines Vorhabens
im Sinne des § 29 Abs. 1 BauGB und
auf die beabsichtigte Beseitigung einer
baulichen Anlage ist § 15 BauGB ent-
sprechend anzuwenden. 

(4) Die mit der Erhebung der Daten Be-
auftragten sind bei Aufnahme ihrer
Tätigkeit nach Maßgabe des Absatzes
2 zu verpflichten. Ihre Pflichten beste-
hen nach Beendigung ihrer Tätigkeit
fort.

(5) Verweigert ein nach Absatz 1 Aus-
kunftspflichtiger die Auskunft, ist § 208
Satz 2 bis 4 über die Androhung und
Festsetzung eines Zwangsgeldes ent-
sprechend anzuwenden. Der Auskunft-
spflichtige kann die Auskunft auf sol-

che Fragen verweigern, deren Beant-
wortung ihn selbst oder einen der in 
§ 383 Absatz 1 Nr. 1 bis 3 der Zivil-
prozessordnung bezeichneten Ange-
hörigen der Gefahr strafrechtlicher
Verfolgung oder eines Verfahrens nach
dem Gesetz über Ordnungswidrigkei-
ten aussetzen würden.

Münster, den 6. Mai 2003

Dr. Berthold Tillmann
Oberbürgermeister

Feststellung eines Nachfolgers im
Ausländerbeirat der Stadt Münster

Als Mitglied des Ausländerbeirats der
Stadt Münster ist

Herr Rasalingam Anton Arulray
(Listenwahlvorschlag "Gemeinsam")

ausgeschieden.

Nachfolger nach der Reserveliste ist 

Herr Mir Abdullah Sarwary,
Dingbängerweg 83, 48163 Münster.

Gemäß § 29 Abs. 2 der Wahlordnung für
die Wahl der Mitglieder des Ausländer-
beirates der Stadt Münster (WahlOAuslB)
vom 14. 12. 1994 in der zurzeit geltenden
Fassung habe ich den Nachfolger mit
Wirkung vom 7. 5. 2003 festgestellt und
mache dies hiermit öffentlich bekannt.

Gegen die Entscheidung kann gemäß 
§ 31 (1) WahlOAuslB

- jeder Wahlberechtigte und alle Bür-
ger/innen des Wahlgebietes sowie

- die für das Wahlgebiet zuständige
Leitung solcher Wählergruppen, die an
der Wahl teilgenommen haben,

binnen eines Monats nach Bekanntma-
chung Einspruch erheben. Der Einspruch
ist schriftlich oder mündlich zur Nieder-
schrift bei dem Oberbürgermeister als
Wahlleiter, Stadt Münster, (Postanschrift:
48127 Münster) zu erklären.

Ein Nachtbriefkasten (Fristwahrung) befin-
det sich am Stadthaus 1, Klemensstraße
10.

Der Einspruch kann auch direkt beim Amt
für Bürgerangelegenheiten - Wahlamt -
(Postanschrift: Stadt Münster, Der Ober-
bürgermeister, Amt für Bürgerangelegen-
heiten - Wahlamt - 48127 Münster, Haus-
anschrift: Klemensstraße 10, 48143
Münster) erhoben werden.

Münster, den 7. Mai 2003

Stadt Münster
Der Oberbürgermeister als Wahlleiter

Dr. Berthold Tillmann

Versteigerung von Fundsachen

Am Freitag, den 6. 6. 2003, werden in der
Auktionshalle auf dem Gelände der Halle
Münsterland die gem. § 976 BGB in das
Eigentum der Stadt Münster übergegan-
genen Fundsachen meistbietend öffent-
lich, jedoch nicht unter Taxwert, gegen
Barzahlung versteigert, und zwar

a) um 9.00 Uhr
Armbanduhren, Schmuck, Geldbörsen,
Taschen, Schirme

b) anschließend Fahrräder

Parkmöglichkeiten befinden sich an der
Halle Münsterland. 

Das Fundbüro ist am Versteigerungstag
geöffnet.

Münster, den 22. April 2003

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Koch
Abteilungsleiter

Standortübungsplatz Handorf-Ost

Es ist verboten, den Standortübungsplatz
Handorf-Ost während der Übungszeiten
(Mo-Fr von 6-20 Uhr) zu betreten. Unbe-
fugtes Betreten stellt einen Verstoß gegen
das Ordnungswidrigkeitengesetz (OWiG)
dar und kann gemäß § 114 OWiG mit 
einer Geldbuße in Höhe von 43 € geahn-
det werden. Das Betreten außerhalb der 
Übungszeiten geschieht auf eigene Gefahr
und ist grundsätzlich erlaubt.

Das Befahren der bundeseigenen Wege
innerhalb der Absperrung mit motorisier-
ten Fahrzeugen aller Art ist ohne schrift-
liche Genehmigung des Standortältesten
Münster ebenfalls nicht erlaubt. Darüber
hinaus ist es verboten, Fundgegenstände
auf dem Gebiet des Standortübungsplat-
zes zu berühren. Beim Aufnehmen von
Munition oder Munitionsteilen besteht
Lebensgefahr!

Der Standortälteste Münster

Hegemann
Oberstleutnant

Einziehung von öffentlichen
Straßenflächen

Gemäß § 7 Straßen- und Wegegesetz
NRW wird einem öffentlichen Parkplatz
an der Königsstraße die Eigenschaft einer
öffentlichen Straße entzogen.

Der Parkplatz liegt zwischen Königsstraße
Hausnummer 46 und 47 und Krumme
Straße Hausnummer 3 und 5. Die einzu-
ziehende Fläche ist in dem Übersichts-
plan Nr. 2 dargestellt.
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Gegen die Einziehung ist der Widerspruch
zulässig. Er ist innerhalb eines Monats
vom Tage dieser Bekanntmachung an
schriftlich oder mündlich zur Niederschrift
beim Oberbürgermeister der Stadt Mün-
ster  (Postanschrift: Der Oberbürgermeis-
ter, 48127 Münster) zu erheben. Ein
Nachtbriefkasten befindet sich am Stadt-
haus 1, Klemensstraße 10.

Der Widerspruch kann auch direkt beim
Vermessungs- und Katasteramt (Postan-
schrift: Der Oberbürgermeister, Vermes-
sungs- und Katasteramt, 48127 Münster)
erhoben werden.

Münster, den 15. Mai 2003

Der Oberbürgermeister
I.V.

Joksch
Stadtbaurat

Einziehung von öffentlichen
Straßenflächen

Gemäß § 7 Straßen- und Wegegesetz
NRW wird einer früheren Wegefläche zwi-
schen der Mauritzstraße und der Straße
Alter Steinweg die Eigenschaft einer öf-
fentlichen Straße entzogen.

Die zur Einziehung vorgesehene Fläche
ist ein Teil des heute vorhandenen Park-
platzes. Die Fläche ist in dem Übersichts-
plan Nr. 3 dargestellt.

Gegen die Einziehung ist der Widerspruch
zulässig. Er ist innerhalb eines Monats
vom Tage dieser Bekanntmachung an
schriftlich oder mündlich zur Niederschrift
beim Oberbürgermeister der Stadt Mün-
ster  (Postanschrift: Der Oberbürgermeis-
ter, 48127 Münster) zu erheben. Ein
Nachtbriefkasten befindet sich am Stadt-
haus 1, Klemensstraße 10.

Der Widerspruch kann auch direkt beim
Vermessungs- und Katasteramt (Postan-
schrift: Der Oberbürgermeister,  Vermes-
sungs- und Katasteramt,  48127 Münster)
erhoben werden.

Münster, den 15. Mai 2003

Der  Oberbürgermeister
I.V.

Joksch
Stadtbaurat

Einziehung von öffentlichen
Straßenflächen

Gemäß § 7 Straßen- und Wegegesetz
NRW wird einem Teilstück der Stübben-
straße die Eigenschaft einer öffentlichen
Straße entzogen.

Die zur Einziehung vorgesehene Fläche
liegt am Ende der Stübbenstraße vor
Hausnummer 6. Die Fläche ist in dem
Übersichtsplan Nr. 4 dargestellt.

Gegen die Einziehung ist der Widerspruch
zulässig. Er ist innerhalb eines Monats
vom Tage dieser Bekanntmachung an
schriftlich oder mündlich zur Niederschrift
beim Oberbürgermeister der Stadt Mün-
ster  (Postanschrift: Der Oberbürgermeis-
ter, 48127 Münster) zu erheben. Ein

Nachtbriefkasten befindet sich am Stadt-
haus 1, Klemensstraße 10.

Der Widerspruch kann auch direkt beim
Vermessungs- und Katasteramt (Postan-
schrift: Der Oberbürgermeister,  Vermes-
sungs- und Katasteramt,  48127 Münster)
erhoben werden.

Münster, den 15. Mai 2003

Der  Oberbürgermeister
I.V.

Joksch
Stadtbaurat

Einziehung von öffentlichen
Straßenflächen

Gemäß § 7 Straßen- und Wegegesetz
NRW wird einer Teilfläche der Straße
Stühmerweg die Eigenschaft einer öffent-
lichen Straße entzogen.

Die zur Einziehung vorgesehene Fläche
ist ein Teil des vorhandenen Parkstreifens
gegenüber dem Gebäude Stühmerweg
Hausnummer 6. Die einzuziehende Fläche
ist in dem Übersichtsplan Nr. 5 darge-
stellt.

Gegen die Einziehung ist der Wider-
spruch zulässig. Er ist innerhalb eines

Übersichtsplan Nr. 2   M. 1 : 5.000

Übersichtsplan Nr. 3   M. 1 : 2.500 Übersichtsplan Nr. 4   M. 1 : 2.500
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Monats vom Tage dieser Bekanntmachung
an schriftlich oder mündlich zur Nieder-
schrift beim Oberbürgermeister der Stadt
Münster  (Postanschrift: Der Oberbürger-
meister, 48127 Münster) zu erheben. Ein
Nachtbriefkasten befindet sich am Stadt-
haus 1, Klemensstraße 10.

Der Widerspruch kann auch direkt beim
Vermessungs- und Katasteramt (Post-
anschrift: Der Oberbürgermeister, Ver-
messungs- und Katasteramt, 48127
Münster)  erhoben werden.

Münster, den 15. Mai 2003

Der  Oberbürgermeister
I.V.

Joksch
Stadtbaurat

Widmung von Straßen nach dem
Straßen- und Wegegesetz NW

Gemäß § 6 (1) Straßen- und Wegegesetz
NRW wird das im Eigentum der Stadt
Münster stehende Teilstück der Straße
Am Borggarten dem öffentlichen Straßen-
verkehr gewidmet.

Die Widmung bezieht sich auf die Straßen-

fläche, die in dem Übersichtsplan Nr. 6
dargestellt ist. Der Übersichtsplan ist
Bestandteil dieser Widmungsverfügung. 

Die Straße wird als Gemeindestraße ein-
gestuft.

Gegen die Widmung ist der Widerspruch
zulässig. Er ist innerhalb eines Monats
vom Tage dieser Bekanntmachung an
schriftlich oder mündlich zur Niederschrift
beim Oberbürgermeister der Stadt Mün-
ster  (Postanschrift: Der Oberbürgermeis-
ter, 48127 Münster) zu erheben. Ein
Nachtbriefkasten befindet sich am
Stadthaus 1,  Klemensstraße 10. 

Der Widerspruch kann auch direkt beim
Vermessungs- und Katasteramt (Postan-
schrift: Der Oberbürgermeister, Ver-
messungs- und Katasteramt, 48127
Münster)  erhoben werden.

Münster, den 15. Mai 2003

Der  Oberbürgermeister
I.V.

Joksch
Stadtbaurat

Versammlung der Jagdgenossen-
schaft Münster-Hiltrup

Die Jagdgenossen der Jagdgenossen-
schaft Münster-Hiltrup werden hiermit zur
Genossenschaftsversamlung am Dienstag,
den 8. Juli 2003, um 20.00 Uhr, in die
Gaststätte „Hiltruper Hof“, Scheller,
48165 Münster mit folgender Tagesord-
nung eingeladen.

1. Eröffnung und Begrüßung

2. Geschäftsbericht

3. Kassenbericht

4. Bericht der Kassenprüfer

5. Entlastung des Vorstandes und des
Geschäftsführers

6. Wahlen zum Vorstand

7. Wahl des Kassenprüfer

8. Verschiedenes

Münster, den 19. Mai 2003

Hubert Hesker-Lengermann
Vorsitzender

Übersichtsplan Nr. 5   M. 1 : 2.500

Übersichtsplan Nr. 6
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Kraftloserklärung von Sparkassen-
büchern

Das aufgebotene Sparkassenbuch 

Nr. 373239789

ausgestellt von der Sparkasse Münster,
wird hiermit für kraftlos erklärt.

Münster, den 14. Mai 2003

Sparkasse Münsterland Ost
„Der Vorstand“

Das aufgebotene Sparkassenbuch 

Nr. 340148105

ausgestellt von der Sparkasse Münster,
wird hiermit für kraftlos erklärt.

Münster, den 14. Mai 2003

Sparkasse Münsterland Ost
„Der Vorstand“

Das aufgebotene Sparkassenbuch 

Nr. 380034512

ausgestellt von der Sparkasse Münster,
wird hiermit für kraftlos erklärt.

Münster, den 14. Mai 2003

Sparkasse Münsterland Ost
„Der Vorstand“

Das aufgebotene Sparkassenbuch 

Nr. 373089994

ausgestellt von der Sparkasse Münster,
wird hiermit für kraftlos erklärt.

Münster, den 14. Mai 2003

Sparkasse Münsterland Ost
„Der Vorstand“

Das aufgebotene Sparkassenbuch 

Nr. 308052323

ausgestellt von der Sparkasse Münster,
wird hiermit für kraftlos erklärt.

Münster, den 14. Mai 2003

Sparkasse Münsterland Ost
„Der Vorstand“

Aufnahme eines Aufgebotes

Der Gläubiger des in Verlust geratenen
Sparbuches

Nr. 378241871

der Sparkasse Münster hat dessen Kraft-
loserklärung beantragt.

Der Inhaber dieses Sparbuches wird hier-
mit aufgefordert, binnen 3 Monaten, ge-

rechnet von dem u. g. Datum an, seine
Rechte unter Vorlegung des Sparbuches
anzumelden; andernfalls wird das Spar-
buch für kraftlos erklärt.

Münster, den 15. Mai 2003

Sparkasse Münsterland Ost
„Der Vorstand”
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